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Entschließung des Europäischen Parlaments zu dem Ergebnis des Europäischen Rates 
(Brüssel, 20./21. März 2003)

Das Europäische Parlament,

– in Kenntnis der Schlussfolgerungen der Tagung des Europäischen Rates vom 20. und 21. 
März 2003 in Brüssel,

– in Kenntnis der Schlussfolgerungen des Europäischen Rates bei seinen Tagungen von 
Lissabon vom 23. und 24. März 2000, von Göteborg vom 15. und 16. Juni 2001 sowie 
von Barcelona vom 15. und 16. März 2002, 

– in Kenntnis der Schlussfolgerungen vom 16. September 2002 zu den Ergebnissen des 
Weltgipfels zur nachhaltigen Entwicklung,

– in Kenntnis des Dreigliedrigen Sozialgipfels, der vor der Tagung des Europäischen Rates 
von Brüssel vom 20. März 2003 stattgefunden hat,

A. in der Erwägung, dass die Fortschritte auf dem Weg zur Verwirklichung des strategischen 
Ziels von Lissabon, die Europäische Union bis 2010 zur wettbewerbsfähigsten und 
dynamischsten wissensgestützten Wirtschaft der Welt zu machen, die zu einem 
dauerhaften Wirtschaftswachstum mit mehr und besseren Arbeitsplätzen und einem 
größeren sozialen Zusammenhalt fähig ist, erheblich hinter den Zeitplan zurückgefallen 
sind und die Gefahr besteht, dass zahlreiche in Lissabon festgelegte Fristen nicht 
eingehalten werden können,

B. in der Erwägung, dass das Wirtschaftswachstum seit dem Jahr 2000 schwächer als 
erwartet ausgefallen ist und sich aufgrund der weltweiten Unsicherheit infolge der Angst 
vor internationalem Terrorismus, des Konflikts im Iran und der Skandale in mehreren 
Unternehmensführungen verzögert hat;

C. in der Erwägung, dass die in den letzten drei Jahren entwickelte EU-Wachstumsstrategie 
den Schwerpunkt auf die gegenseitige Abhängigkeit zwischen wirtschaftlichen, sozialen 
und ökologischen Überlegungen beim Aufbau einer starken, nachhaltigen und 
umfassenden wirtschaftlichen Zukunft für die Unternehmen, die Bürger und die Umwelt 
in Europa setzen muss,

1. räumt ein, dass der Frühjahrsgipfel 2003 mit dem Ausbruch des bewaffneten Konflikts im 
Irak zusammengefallen ist, der die Aufmerksamkeit von den dringend notwendigen 
Reformen zur Belebung der europäischen Wirtschaft abgelenkt hat;

2. billigt das ECOFIN-Dokument über die Schlüsselthemen vom 7. März 2003 sowie die 
erklärte Absicht, solide makroökonomische Maßnahmen sowie Schritte zur 
Beschleunigung der Reformen auf dem Arbeits-, dem Kapital- und dem Produktmarkt 
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umzusetzen; teilt voll und ganz die Meinung, dass die Reformierung der Beschäftigungs- 
und Wohlfahrtssysteme und die Förderung des Unternehmertums und der Innovation die 
größten Prioritäten und den Schlüssel zur Stärkung des Wachstumspotenzials darstellen 
sollten;

3. teilt die Besorgnis des Rates im Hinblick auf die immer noch bestehende 
Umsetzungslücke und ist der Meinung, dass die reale Gefahr besteht, dass die 
Lissabonner Ziele nicht erreicht werden; begrüßt die Absicht des Europäischen Rates, 
seine Bemühung zu verstärken, diese „Umsetzungslücke“ zu schließen, betont jedoch, 
dass auf Worte Taten folgen müssen; ist der Auffassung, dass diese Umsetzungslücken in 
zahlreichen Politikbereichen von Lissabon beweisen, dass der Lissabonner Prozess 
stärker durch die Kommission überwacht und besser vom Parlament kontrolliert werden 
muss;

4. betont, dass die Leistungen der Mitgliedstaaten im Hinblick auf die Erreichung der Ziele 
von Lissabon stark variieren - einige Staaten (wie Dänemark, Schweden und Finnland) 
setzen Maßstäbe bei der Erreichung der im Jahr 2000 festgelegten Ziele, während andere 
(vor allem Frankreich, Deutschland und Italien) hinterher hinken;

5. bekräftigt seine Unterstützung für die Lissabonner Strategie, vertritt jedoch die 
Auffassung, dass die offene Koordinierungsmethode und die „Peer Review“ alleine nicht 
ausreichen, um den notwendigen dynamischen Strukturwandel herbeizuführen, wenn 
keine spezifischen Ziele und Termine festgesetzt und eingehalten werden; weist darauf 
hin, dass der ‚Anzeigetafel‘ der Fortschritte der Mitgliedstaaten bei der Erfüllung ihrer 
Verpflichtungen gemäß der Lissabonner Agenda mehr Aufmerksamkeit geschenkt 
werden muss;

WIRTSCHAFTSPOLITIK UND WETTBEWERBSFÄHIGKEIT

6. betont seine Verpflichtung zum Pakt für Stabilität und Wachstum und zu den von der 
Kommission vorgeschlagenen Anpassungen; fordert alle Mitgliedstaaten auf, in den 
kommenden Jahren einen Ausgleich bzw. einen Überschuss ihres Haushalts zu 
verwirklichen und prozyklische Politiken zu vermeiden, insbesondere wenn die 
Voraussetzungen für Wachstum günstig sind, um eine symmetrische Wirkung der 
automatischen Stabilisatoren während des gesamten Konjunkturzyklus zu ermöglichen; 
unterstreicht, dass gesunde öffentliche Finanzen erforderlich sind, damit nachhaltige 
Sozialschutzsysteme und sozialer Zusammenhalt gewährleistet werden können, nicht 
zuletzt in Anbetracht der demographischen Herausforderung aufgrund der Überalterung 
der Bevölkerung;

7. nimmt zur Kenntnis, dass der Europäische Rat die rasche Integration des Energie- (Strom 
und Gas) und Verkehrsmarktes (Schiene und Luft) fordert, um die Effizienzgewinne aus 
den bestehenden Netzen und Infrastrukturen zu maximieren und fehlende Anbindungen 
zu ergänzen; weist darauf hin, dass die Mitgliedstaaten im Rahmen der Fachräte die 
Verantwortung tragen, dieser Verpflichtung nachzukommen;

8. stellt fest, dass zum Steuerpaket (Zinsertrags- und Energiesteuer) fast Einstimmigkeit 
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besteht, und bedauert, dass ein Mitgliedstaat versucht hat, das endgültige 
Übereinkommen zu blockieren, indem er es mit der Frage der Milchquoten verknüpft hat;

9. begrüßt die Anerkennung der wesentlichen Rolle der KMU als wichtiger Motor für 
Innovation, Wirtschaftswachstum und Arbeitsplatzschaffung; stimmt mit dem Rat 
dahingehend überein, dass der potenzielle Beitrag, den Jungunternehmer und 
Kleinunternehmen leisten können, nicht voll ausgeschöpft wird; betont in diesem 
Zusammenhang, wie wichtig es ist, die Empfehlungen der Europäischen Charta für kleine 
Unternehmen sowie den Aktionsplan für die „Vereinfachung und Verbesserung des 
Regelungsumfelds“ rasch umzusetzen; pflichtet dem Rat bei, dass alle wichtigen 
Legislativentwürfe einer umfassenden Folgeabschätzung, bei der die drei Pfeiler der 
Lissabonner Strategie berücksichtigt werden, unterzogen und unabhängig davon vom Rat 
(Wettbewerbsfähigkeit) geprüft werden sollten;

10. bekräftigt erneut die Bedeutung eines florierenden, wettbewerbsfähigen Informations- 
und Kommunikationssektors bei der Gestaltung einer „wissensorientierten“ EU-
Wirtschaft; begrüßt die Absichtserklärungen des Rates, denen zufolge er das eEurope-
Programm umsetzen, das Gemeinschaftspatent annehmen und die europäischen Bildungs- 
und Ausbildungssysteme reformieren will, betont jedoch noch einmal, dass Europa nur 
aufgrund von Taten - nicht Worten - wettbewerbsfähiger und stärker wissensorientiert 
werden kann;

11. begrüßt die Forderung nach einem Aktionsplan für unternehmerische Initiative bis Ende 
2003;

12. unterstützt voll und ganz die Forderung des Europäischen Rates nach einer wirksamen 
Anwendung der bereits vereinbarten Binnenmarktvorschriften durch die Mitgliedstaaten, 
um für Unternehmer und Investoren in Europa Sicherheit und Klarheit zu schaffen; 
betont in diesem Zusammenhang, wie wichtig es ist, die Frist 2005 für die Fertigstellung 
des Aktionsplans für Finanzdienstleistungen einzuhalten und alle erdenklichen 
Anstrengungen zu unternehmen, um bis Ende 2003 einen integrierten Wertpapiermarkt 
zu schaffen;

13. erwartet, dass die Fortschritte bei der Erreichung des Ziels, 3% des BIP für Forschung 
und Entwicklung bereitzustellen und innovative und wirksame Verbindungen zwischen 
Forschung und neuen Geschäftsmöglichkeiten zu fördern, deutlicher werden; beauftragt 
die Kommission mit der wirksamen Überwachung des Fortschritts bei der Erreichung 
dieses Ziels im Zusammenhang mit den Bemühungen zur Schaffung eines Europäischen 
Forschungsraums;

14. betont im Zusammenhang mit der Erweiterung, dass die Verfahren und Systeme zur 
politischen Koordinierung des wirtschaftlichen Ordnungsrahmens in den Beitrittsländern 
verstärkt werden müssen, die voll in den Lissabonner Prozess einbezogen werden 
müssen;
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BESCHÄFTIGUNG, BILDUNG UND SOZIALER ZUSAMMENHALT

15. weist darauf hin, dass die Bekämpfung der Armut und der sozialen Ausgrenzung ein 
wesentliches Ziel der integrierten Strategie ist, und weist nachdrücklich darauf hin, dass 
es unbedingt notwendig ist, die Anstrengungen zu koordinieren, um die 
Sozialschutzsysteme zu verbessern und zu erhalten, die nach hohen sozialen Grundsätzen 
und Standards organisiert und finanziert werden; begrüßt in diesem Zusammenhang die 
Bemühungen zur Verbesserung der Maßnahmen, die finanziell nachhaltige und tragbare 
Renten sicherstellen sollen;

16. begrüßt die formelle Einrichtung des Dreigliedrigen Sozialgipfels vor der 
Frühjahrstagung, da die Sozialpartner eine wichtige Rolle bei der Umsetzung der 
Lissabonner Agenda spielen können, beispielsweise in den Bereichen lebenslanges 
Lernen und Investitionen in die Humanressourcen; betont, dass diese Rolle ausgebaut 
werden muss;

17. nimmt die jüngsten Vorschläge von Kanzler Schröder zur Kenntnis, dringend notwendige 
Reformen der Wirtschaft und des Arbeitsmarkts in Deutschland durchzuführen, die dann 
auch zu Ende geführt werden müssen; betont die absolute Notwendigkeit von 
Arbeitsmarktreformen auch in anderen Mitgliedstaaten wie Frankreich und Italien, bei 
denen Flexibilität und Anpassungsfähigkeit am Arbeitsmarkt bei Gewährleistung von 
Arbeitsplatzsicherheit gefördert werden;

18. begrüßt in diesem Zusammenhang die eindeutige Aussage des Europäischen Rates, der 
zufolge konkrete Maßnahmen notwendig sind, um die Reformen der Steuer- und 
Sozialleistungssysteme sowie des Arbeitsmarkts zu beschleunigen, insbesondere indem 
die Lohnzusammensetzung verbessert, die arbeitsmarktpolitischen Vorschriften 
modernisiert und die unterbeschäftigten Teile der Bevölkerung wie Frauen und ältere 
Arbeitnehmer integriert werden, und fordert die Kommission und den Rat auf, diese 
Ideen weiterzuentwickeln; billigt ferner die? Betonung der Grundfertigkeiten, der 
Sprachkenntnisse, des Ausbaus digitaler Kompetenz und des lebenslangen Lernens; 
betont, dass man diesen Verpflichtungen durch konkrete Maßnahmen nachkommen muss, 
wie etwa Umsetzung des Aktionsplans für Qualifikation und Mobilität und rasche 
Reform der Verordnung 1408/71;

19. vertritt die Auffassung, dass die derzeitige Beschäftigungsstrategie nach ihrer jüngsten 
Umgestaltung ein wirksames Instrument zur Förderung der Beschäftigung in der 
Europäischen Union darstellt; ist ferner der Auffassung, dass der 
Beschäftigungsausschuss am besten in der Lage ist, Beschäftigungsfragen zu beurteilen, 
und daher keine Notwendigkeit besteht, eine neue Task Force für Beschäftigung 
einzusetzen; fordert den Rat auf, das Mandat einer solchen Taskforce – beispielsweise auf 
die Festlegung praktischer Reformmaßnahmen – zu beschränken und dem Europäischen 
Parlament über deren Arbeit Bericht zu erstatten;

20.  bekräftigt, dass der Freiwilligensektor und atypische Unternehmensformen einen Beitrag 
zur Arbeitsplatzschaffung und zur Erreichung anderer Ziele der staatlichen Politik leisten; 
fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, neue Strategien zur Unterstützung 
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dieses Sektors auszuarbeiten;

21. begrüßt, dass anerkannt wurde, dass im Zusammenhang mit dem Kompetenzdefizit und 
dem demographischen Wandel in der Europäischen Union ein neues Konzept hinsichtlich 
Frage der Einwanderung notwendig ist;

NACHHALTIGE ENTWICKLUNG

22. weist den Rat auf die Schlussfolgerungen von Göteborg hin, denen zufolge ökologische 
Überlegungen in den jährlichen Prozess zur Koordinierung der Wirtschafts- und 
Sozialpolitik einbezogen werden müssen, so dass das künftige Wirtschaftswachstum 
sowohl sozial als auch ökologisch nachhaltig ist und eine wirksame Entkopplung von 
Wirtschaftswachstum und Umweltzerstörung vollzogen wird;

23. nimmt die Aufforderung an die Mitgliedstaaten zur Kenntnis, die Fortschritte bei der 
Erreichung der Ziele aus dem Protokoll von Kyoto zu beschleunigen, sieht bislang jedoch 
noch kaum Anzeichen für den politischen Willen, diese Verpflichtungen auch ernst zu 
nehmen; erwartet, dass bis zum Frühjahr 2004 deutliche Fortschritte erkennbar sind;

24. erwartet Fortschritte bei der Besteuerung von Energieprodukten, stärkere Investitionen in 
erneuerbare Energieträger, den Einsatz von Wirtschaftsinstrumenten zur Förderung von 
umweltbewussteren Industrieprozessen und die Entwicklung eines gemeinschaftlichen 
Rahmens zu den Grundsätzen der Preisgestaltung für Verkehrsinfrastrukturen;

25. begrüßt die Verpflichtung des Europäischen Rates, bis April 2004 einen Rechtsrahmen 
zur Umwelthaftung zu verabschieden, sowie seine Aufforderung an die Mitgliedstaaten, 
das Übereinkommen von Aarhus zu ratifizieren;

26. erwartet gespannt die vom Europäischen Rat geforderte rasche Umsetzung der 
Maßnahmen zur Durchführung des ERIKA-Pakets von Vorschlägen zur Sicherheit im 
Seeverkehr durch den Rat (Verkehr) sowie die unverzügliche Ausmusterung von 
Einhüllentankern und die obligatorische Prüfung der Hafenstaatkontrollen;

27. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung dem Rat, der Kommission sowie den 
Regierungen und Parlamenten der Mitgliedstaaten zu übermitteln.


